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Bekanntmachung

Bauleitplanverfahren – Einleitungsbeschluss  
und Beteiligung der Öffentlichkeit –  
hier: �Einleitungsbeschluss mit Qualifizierung  

des Aufstellungsbeschlusses Nr. 2115 vom 
20.07.2016 und frühzeitige Unterrichtung  
gemäß § 3 Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) 
– Beschleunigtes Verfahren –

 
Stadtbezirk 4 Schwabing-West

Vorhabenbezogener Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2115a
Arcisstraße (östlich), Elisabethplatz (südlich),
Nordendstraße (westlich)
(Teiländerung des Bebauungsplans Nr. 259)

Der Ausschuss für Stadtplanung und Bauordnung hat am 
20.09.2017 beschlossen, für das vorgenannte Gebiet einen 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit Grünordnung auf
zustellen.

Dabei wird der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan 
mit Grünordnung Nr. 2115 vom 20.07.2016 in dem Teilbereich 
des ehemaligen Stadtwerkegrundstücks – jetzt Stadtsparkas-
se München – qualifiziert, indem auf Antrag der Vorhabenträ-
gerin Stadtsparkasse München ein vorhabenbezogenes Be-
bauungsplanverfahren nach § 12 Baugesetzbuch (BauGB) auf 
ihrem Grundstück aufgestellt wird.

Das Vorhabengebiet (Flurstück Nr. 4552/2, Gemarkung Mün-
chen Sektion III) ist ca. 0,57 ha groß und liegt auf dem ehema-
ligen Gelände des Umspannwerks der Stadtwerke München 
GmbH (SWM) am Elisabethplatz.
Mit dem Neubau des Umspannwerks an der Arcisstraße  
wurde ein Großteil der bisher benötigten Fläche frei. Es wird 
beabsichtigt, die dort befindlichen Gebäude und Anlagen
abzubrechen, das Gelände neu zu bebauen und zu einem 
neuen Quartier mit Wohnen, Einzelhandel, Büroflächen und 
sozialer Infrastruktur zu entwickeln.

Das Grundstück der Landeshauptstadt München (Feuerwa-
che 4, Nordendstraße Nrn. 25 – 27, Flurstück Nr. 4557, Ge-
markung München Sektion III) wird im Rahmen des § 12 Abs. 
4 BauGB mit einbezogen und für eine zukünftige Nachnut-
zung vorbereitet.

Die Vorhabenträgerin hat sich zur Übernahme der durch den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan ausgelösten ursächlichen 
Kosten und Lasten verpflichtet sowie zum Abschluss eines 
Durchführungsvertrages bereit erklärt.

Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses für den
Bebauungsplan Nr. 641 vom 11.03.1970	 414

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO
Anwesen: Bob-van-Benthem-Pl. 1	 414

Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl.Nr. 11975/0, 
Gemarkung Sektion VI
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des Europäischen Patentamts	 414
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Einbau einer Tiefgarage und Umbau KG, 
Nutzungsänderung von Bankfiliale, 
Lager und Wohnungen 
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Der vorhabenbezogene Bebauungsplan wird im be-
schleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB aufgestellt. 
Es wird keine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
durchgeführt.

Für das Planungsgebiet wird die frühzeitige Unterrichtung der 
Öffentlichkeit vom 19. Oktober 2017 mit 21. November 2017 
durchgeführt.

Die Unterlagen, aus denen sich die Öffentlichkeit zu den all
gemeinen Zielen und Zwecken der Planung, sich wesentlich 
unterscheidenden Lösungen und den voraussichtlichen Aus-
wirkungen der Planung unterrichten kann, werden vom  
19. Oktober 2017 mit 21. November 2017 an folgenden 
städtischen Dienststellen zur Einsicht bereitgehalten:

1. �beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blu-
menstraße 28b (Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Aus-
legungsraum – barrierefreier Eingang an der Ostseite des 
Gebäudes, auf Blumenstraße 28a –), von Montag mit Frei-
tag von 6.30 bis 18 Uhr,

2. �bei der Bezirksinspektion Nord, Hanauer Straße 56 (Mon-
tag, Mittwoch, Freitag von 7.30 bis 12 Uhr, Dienstag von 
8.30 bis 12 Uhr und 14 bis 16 Uhr, Donnerstag von 8.30 bis 
15 Uhr),

3. �bei der Stadtbibliothek Schwabing, Hohenzollernstraße 
16 (Montag, Dienstag, Donnerstag, Freitag von 10 bis 19 
Uhr und Mittwoch von 14 bis 19 Uhr).

Die Unterlagen zum Bebauungsplanverfahren sind auch im  
Internet unter der Adresse www.muenchen.de/auslegung 
zu finden.

Auskünfte und Einzelerörterungen zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan erhalten Sie unter der Telefonnummer  
2 33-2 21 87, Blumenstraße 28b (Hochhaus), Zimmer Nr. 219 
während der Dienstzeit Montag mit Freitag von 9.30 bis  
12.30 Uhr. Termine außerhalb dieses Zeitraumes können tele-
fonisch vereinbart werden.

Eine öffentliche Erörterung über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke der Planung findet während der Unterrichtungsfrist

am Mittwoch, 8. November 2017 um 19 Uhr im Hörsaal Nr. 
2300 auf dem Stammgelände – Thierschbau der Techni-
schen Universität München, Arcisstraße 21, 2. Oberge-
schoss

statt.

Die interessierten Bürgerinnen und Bürger werden hierzu ein-
geladen.

Äußerungen können während dieser Frist bei den oben ge-
nannten städtischen Dienststellen vorgebracht werden. Diese 
werden überprüft und fließen dann in das weitere Bauleitplan- 
verfahren ein. Eine Entscheidung zu den Äußerungen wird 
durch den Stadtrat getroffen.

München, 29. September 2017	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung

Bekanntmachungen

Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit –
hier: �Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2  

des Baugesetzbuches (BauGB)
         vom 19. Oktober 2017 mit 21. November 2017 

Stadtbezirk 22 Aubing-Lochhausen-Langwied

Änderung des Flächennutzungsplanes
mit integrierter Landschaftsplanung
für den Bereich IV/33
Kleiberweg (südlich),
Henschelstraße (südwestlich),
Altostraße (westlich) und
Ziegeleistraße (östlich)
– �allgemeines Wohngebiet, Mischgebiet, Gemeinbedarfs

fläche Erziehung, allgemeine Grünfläche, ökologische  
Vorrangfläche, Wasserfläche –

Der Entwurf des Flächennutzungsplanes mit Begründung liegt 
beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumenstraße 
28b (Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Auslegungsraum  
– barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes, auf 
Blumenstraße 28a –), vom 19. Oktober 2017 mit 21. Novem-
ber 2017, Montag mit Freitag von 6.30 bis 18 Uhr, öffentlich 
aus.

Stellungnahmen können während dieser Frist abgegeben wer-
den.
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 
bleiben. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im 
Sinne des § 4 Abs. 3 Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechts-
behelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 
Abs. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gemäß § 7 Abs. 3 
Satz 1 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwen-
dungen ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen der Ausle-
gungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, 
aber hätte geltend machen können.

Wesentliche umweltbezogene Stellungnahmen liegen mit aus. 

Es sind folgende Arten umweltbezogener Informationen ver-
fügbar: 

Informationen zu den Schutzgütern: 
Mensch (insbesondere Lärm, Erschütterungen, elektromag-
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netische Felder, Erholung), Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, 
Klima, Orts-/Landschaftsbild. 

Der Entwurf des Flächennutzungsplanes mit Begründung  
und die wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen sind 
auch im Internet unter der Adresse www.muenchen.de/ 
auslegung zu finden.  

Hinweis zur Abgabe von Stellungnahmen:
Zum Nachweis des fristgemäßen Eingangs einer Stellungnahme 
wird für die letzten Tage der Auslegung empfohlen, den 
Sonderbriefkasten am Rathaus, Marienplatz 8 (neben dem 
Auskunftsschalter am Eingang Fischbrunnen), zu benutzen.

München, 28. September 2017	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung

Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit –
hier: �Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2  

des Baugesetzbuches (BauGB)
         vom 19. Oktober 2017 mit 21. November 2017

Stadtbezirk 22 Aubing-Lochhausen-Langwied

Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2084
Kleiberweg (südlich),
Henschelstraße (südwestlich),
Federseestraße (westlich und nördlich)
und
Aufhebung der Restbereiche des
Aufstellungsbeschlusses Nr. 2084
– �allgemeine Wohngebiete, Gemeinbedarfsflächen Kinder

tagesstätte, Straßenverkehrsflächen, öffentliche Grünflächen, 
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, Flächen für 
Ver- und Entsorgung –

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung liegt beim 
Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumenstraße 28b 
(Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Auslegungsraum – bar-
rierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes, auf Blumen-
straße 28a –), vom 19. Oktober 2017 mit 21. November 
2017, Montag mit Freitag von 6.30 bis 18 Uhr, öffentlich aus.

Stellungnahmen können während dieser Frist abgegeben wer-
den. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 

bei der Beschlussfassung über den  Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben.

Wesentliche umweltbezogene Stellungnahmen liegen nicht vor.

Es sind folgende Arten umweltbezogener Informationen ver-
fügbar:

Informationen zum Schutzgut Mensch, insbesondere
– verkehrstechnische Voruntersuchung,
– schall- und erschütterungstechnische Untersuchungen,
– Voruntersuchung elektrischer und magnetischer Felder.

Informationen zum Schutzgut Tiere und Pflanzen,  
insbesondere
– �naturschutzfachliche Angaben zur speziellen artenschutz-

rechtlichen Prüfung,
– �Herstellungs-, Pflege- und Entwicklungskonzept Ausgleichs-

maßnahmen.

Informationen zu den Schutzgütern Boden (Altlasten, 
Kampfmittel), insbesondere
– �orientierende Altlastenuntersuchung.

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung ist auch 
im Internet unter der Adresse www.muenchen.de/ausle-
gung zu finden.

Hinweis zur Abgabe von Stellungnahmen:
Zum Nachweis des fristgemäßen Eingangs einer Stellungnahme 
wird für die letzten Tage der Auslegung empfohlen, den 
Sonderbriefkasten am Rathaus, Marienplatz 8 (neben dem 
Auskunftsschalter am Eingang Fischbrunnen), zu benutzen.

München, 28. September 2017	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung

Bekanntmachung

Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit –
hier: �Frühzeitige Unterrichtung gemäß § 3 Abs. 1  

des Baugesetzbuches (BauGB)
 
Stadtbezirk 24 Feldmoching-Hasenbergl

Amtsblatt_28.indd   412 08.10.17   13:19



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 28/2017

413

Für das Planungsgebiet

Änderung des Flächennutzungsplanes  
mit integrierter Landschaftsplanung
für den Bereich V/59 und
Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2108
Raheinstraße (südlich und westlich), Ratoldstraße (westlich), 
Lerchenstraße (nördlich) sowie Bahnlinie München-Regens-
burg (östlich)

wird die frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit vom  
16. Oktober 2017 mit 16. November 2017 durchgeführt.

Die Vollversammlung des Stadtrates hat am 16.03.2016 be-
schlossen, für das vorgenannte Gebiet den Flächennutzungs-
plan mit integrierter Landschaftsplanung für den Bereich V/59 
zu ändern und den Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2108 
aufzustellen.

Auf den ehemaligen Bahnflächen im Münchner Norden ent-
lang der Bahnlinie München – Regensburg im Stadtbezirk 24 – 
Feldmoching soll nach Einstellung der Planungen für die 
Staatsstraße 2342 (neu) eine verdichtete, überwiegend fünf-
geschossige Wohnbebauung mit rund 920 Wohneinheiten im 
Geschosswohnungsbau entwickelt werden.
Wegen des steigenden Wohnraumbedarfs in München und 
der verkehrsgünstigen Lage unmittelbar am Verkehrsknoten-
punkt von S- und U-Bahn in Feldmoching ist die geplante Be-
bauung an dieser Stelle sowohl städtebaulich und landschafts-
planerisch als auch verkehrlich vertretbar.
Planungsziele sind insbesondere die Schaffung der durch die 
Wohnbebauung ausgelösten Einrichtungen für die Deckung 
des täglichen Bedarfs und der sozialen Infrastruktur, vielfältig 
nutzbare Grün- und Freiflächen für die künftigen Bewohne
rinnen und Bewohner, attraktive Wegebeziehungen für den  
Fuß- und Radverkehr, die Sicherung und Verbesserung der 
Grünausstattung sowie die erforderlichen Schallschutzmaß-
nahmen.

Die Unterlagen, aus denen sich die Öffentlichkeit zu den all
gemeinen Zielen und Zwecken der Planung, sich wesentlich 
unterscheidenden Lösungen und den voraussichtlichen Aus-
wirkungen der Planung unterrichten kann, werden vom  
16. Oktober 2017 mit 16. November 2017 an folgenden 
städtischen Dienststellen zur Einsicht bereitgehalten:

1. �beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blu-
menstraße 28b (Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Aus-
legungsraum – barrierefreier Eingang an der Ostseite des 
Gebäudes, auf Blumenstraße 28a –), von Montag mit Frei-
tag von 6.30 bis 18 Uhr,

2. �bei der Bezirksinspektion Nord, Hanauer Straße 56 (Mon-
tag, Mittwoch, Freitag von 7.30 bis 12 Uhr, Dienstag von 
8.30 bis 12 Uhr und 14 bis 16 Uhr, Donnerstag von 8.30 bis 
15 Uhr),

3. �bei der Stadtbibliothek Hasenbergl, Blodigstraße 4 
(Montag, Dienstag, Donnerstag, Freitag von 10 bis 19 Uhr 
und Mittwoch von 14 bis 19 Uhr).

Die Unterlagen zum Bebauungsplanverfahren sind auch im  
Internet unter der Adresse www.muenchen.de/auslegung 
zu finden.

Auskünfte und Einzelerörterungen zum Bebauungsplan erhal-
ten Sie unter der Telefonnummer 2 33-21 1 23, Blumenstraße 
28b (Hochhaus), Zimmer Nr. 421 während der Dienstzeit Mon-
tag mit Freitag von 9.30 bis 12.30 Uhr. Termine außerhalb die-
ses Zeitraumes können telefonisch vereinbart werden.

Grundsätzliche Aussagen zum Flächennutzungsplan erhalten 
Sie unter der Telefonnummer 2 33-2 28 30, Blumenstraße 31 
(Eingang Angertorstraße 2), Zimmer Nr. 323.

Eine öffentliche Erörterung über die allgemeinen Ziele und 
Zwecke der Planung findet während der Unterrichtungsfrist

am Montag, 6. November 2017 um 18.30 Uhr in der  
Städtischen Berufsoberschule München, Schleißheimer 
Straße 510

statt.

Die interessierten Bürgerinnen und Bürger werden hierzu  
eingeladen.

Äußerungen können während dieser Frist bei den oben ge-
nannten städtischen Dienststellen vorgebracht werden. Diese 
werden überprüft und fließen dann in das weitere Bauleitplan-
verfahren ein. Eine Entscheidung zu den Äußerungen wird 
durch den Stadtrat getroffen.

München, 27. September 2017	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung

Bekanntmachungen

Bauleitplanverfahren
hier: �Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2  

des Baugesetzbuches (BauGB)
 
Stadtbezirk 14 Berg am Laim

Änderung des Flächennutzungsplans  
mit integrierter Landschaftsplanung für den Bereich VI/33
Neumarkter Straße (nördlich),
Bahnlinie München – Rosenheim (südlich),  
Leuchtenbergring (beidseits),
Dingolfinger Straße (östlich)
und
Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2124
Bahnlinie München – Rosenheim (südlich),  
Neumarkter Straße (nördlich),
Leuchtenbergring (beidseits),
Dingolfinger Straße (östlich)
(Änderung des Bebauungsplans Nr. 1175,  
Neumarkter Straße 1 bis 17, – Bundesmonopolverwaltung –)
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Die Vollversammlung des Stadtrats hat am 27.09.2017 be-
schlossen, für das vorgenannte Gebiet den Flächennutzungs-
plan mit integrierter Landschaftsplanung zu ändern und einen 
Bebauungsplan mit Grünordnung aufzustellen.

Der Bebauungsplan Nr. 1175 soll geändert werden. Allgemeine 
Ziele und Zwecke der Planung sind u.a.:

– �Umnutzung und standortgerechte Entwicklung der zentra-
len, sehr gut erschlossenen innerstädtischen Flächen in ent-
sprechender Dichte,

– langfristige Sicherung der Flächen für den Gemeinbedarf,

– �Entwicklung einer prägnanten Stadtkante im Kontext der 
vorhandenen profilüberragenden Bebauung im Bereich 
Leuchtenbergring, Bahngleise, Berg-am-Laim-Straße und 
Friedenstraße (Technisches Rathaus und Telekom-Center-
München),

– �Verbesserung der Grünausstattung im Planungsgebiet und 
Stärkung des Naturhaushalts,

– �Unterstützung der bahnbegleitenden Biotop-Verbundachse 
durch geeignete Grünordnungsmaßnahmen innerhalb des 
Umgriffs,

– �verträgliche Einbindung des Neuverkehrs in das Hauptstra-
ßennetz,

– �Aufnahme der Fuß- und Radwegebeziehung auf dem ehe-
maligen Rosenheimer Bahndamm im Osten und Fortführung 
über den Leuchtenbergring, unter Nutzung des bestehen-
den Brückenbauwerkes, nach Westen in Richtung Werks-
viertel bzw. Ostbahnhof,

– �Bewältigung des Lärmschutzes.

Bauleitplanverfahren
hier: �Aufstellungsbeschluss  

gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 des Baugesetzbuches 
(BauGB)

Stadtbezirk 18 Untergiesing-Harlaching

Änderung des Flächennutzungsplans mit integrierter Land-
schaftsplanung und
Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2125
Harlachinger Berg (östlich), Siebenbrunner Straße (östlich),
Harlachinger Straße (westlich), Karolingerallee (nördlich)
(Aufhebung gemäß § 173 Abs. 3 Bundesbaugesetz (BBauG) 
übergeleiteter einfacher Bebauungspläne) und
Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses für den
Bebauungsplan Nr. 641 vom 11.03.1970

Die Vollversammlung des Stadtrats hat am 27.09.2017 für das 
vorgenannte Gebiet die Änderung des Flächennutzungsplans 
mit integrierter Landschaftsplanung und die Aufstellung eines 
Bebauungsplans mit Grünordnung beschlossen. Gemäß § 173 
Abs. 3 Bundesbaugesetz (BBauG) übergeleitete einfache Be-
bauungspläne sollen aufgehoben werden.

Ziel der Planung ist die Errichtung eines Parkhauses zur um-
feld- und naturschutzverträglichen, nachhaltigen Bewältigung 
des Besucherverkehrsaufkommens, insbesondere an den 
Spitzenbesuchertagen des Tierparks.
Dabei sollen Eingriffe in den sensiblen Landschaftsraum mini-
miert werden.
Beeinträchtigungen des Fauna-Flora-Habitat-Gebietes (FFH-
Gebiet), der geschützten Quellbereiche sowie des Landschafts-
schutzgebietes sollen weitest möglich vermieden werden. Das 
Bauwerk soll städtebaulich verträglich in das orts- und raum-
prägende Landschaftsbild der Isarhangkante eingebunden 
werden.
Es soll der Ausgleich von Eingriffen, zum Beispiel durch Ent-
siegelungs- und Aufwertungsmaßnahmen entlang des Harla-
chinger Quellbachs sowie die Auflassung und Renaturierung 
der bestehenden Stellplatzanlage am Standort Rot-Kreuz-
Parkplatz erfolgen.

Vorbereitend zur Bauleitplanung sind umfangreiche Untersu-
chungen, wie eine FFH-Verträglichkeitsabschätzung und ein 
multimodales Verkehrskonzept, notwendig.

In der Vollversammlung des Stadtrats vom 11.03.1970 war in 
nichtöffentlicher Sitzung die Aufstellung des Bebauungsplans 
Nr. 641 mit der Maßgabe der Veröffentlichung gefasst worden. 
Da die Ziele dieses Aufstellungsbeschlusses nicht mehr wei-
terverfolgt werden, soll dieser nun in Gänze aufgehoben wer-
den (schraffierter Bereich).

München, 28. September 2017	 Referat für Stadtplanung
		  und Bauordnung

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Bob-van-Benthem-Pl. 1
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk:  
Fl.Nr. 11975/0, Gemarkung Sektion VI
Anbau zweier Sicherheitseingangsgebäude an das „Isar
gebäude“ (Hauptgebäude) des Europäischen Patentamts

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 22.09.2017, Az. 602-1.1-2017-16971-21, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen/Nebenstimmungen/Abweichungen/Befreiungen er-
teilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 11976, Fl.Nr. 11978, Fl.Nr. 11979, Fl.Nr. 
11980, Fl.Nr. 11981, Fl.Nr. 11982, Fl.Nr. 11983/1, Fl.Nr. 11984, 
Fl.Nr. 11985/1, Fl.Nr. 11986, Fl.Nr. 11987, Fl.Nr. 11988, Fl.Nr. 
11989 und Fl.Nr. 11973, die dem Vorhaben nicht zugestimmt 
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haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des 
Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die 
vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit-
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokal-
baukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 125, einsehen.  
Vereinbaren Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailad-
resse plan.ha4-lbk-team21@muenchen.de bzw. Telefonnum-
mer 2 33-2 47 02.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
– �Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-

rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-
zulegen.

– �Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elekt-
ronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

– � Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung  
(§ 212a Abs. 1 BauGB). 
Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

– �Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 22.September 2017	 Landeshauptstadt München
		  Referat für Stadtplanung und 
		  Bauordnung
		  HA IV – Lokalbaukommission

Hinweis auf Bekanntmachung im Amtsblatt  
der Landeshauptstadt München

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO

Anwesen: Müllerstr. 42
Gemarkung/Flurnr./Stadtbezirk: Fl.Nr. 865/0,  
Gemarkung München 1, Stadtbezirk 01
Aufstockung RGB, DG-Ausbau (VGB + RGB), Aufzugseinbau, 
Fassadenänderung (VGB + RGB), Anbau einer TG-Abfahrt 
(KG/EG), Einbau einer Tiefgarage und Umbau KG, Nutzungs-
änderung von Bankfiliale, Lager und Wohnungen in zwei  
Läden und 8 Wohnungen (KG – 3. OG)

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 28.09.2017, Az. 602-1.2-2016-22840-21, wurde 
die Baugenehmigung für das oben genannte Vorhaben unter 
Auflagen/Nebenstimmungen und Abweichungen erteilt.

Den Nachbarn Fl.Nr. 866; Fl.Nr. 863; Fl.Nr. 864, Fl.Nr. 868, 
Fl.Nr. 862 und Fl.Nr. 861, die dem Vorhaben nicht zugestimmt 
haben, ist gemäß Art. 66 Abs. 1 BayBO eine Ausfertigung des 
Baugenehmigungsbescheides zuzustellen. Nachdem sich die 
vorgenannten Grundstücke im Eigentum von mehr als 20 Mit-
eigentümern befinden, wird die erforderliche Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Die Zustellung gilt mit 
dem Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt München als bewirkt (Art. 66 Abs. 2 BayBO).

Die Nachbarn können die Akten des Baugenehmigungsver-
fahrens bei der Landeshauptstadt München, Referat für Stadt-
planung und Bauordnung, Hauptabteilung IV – Lokalbaukom-
mission, Blumenstraße 19, Zimmer 123, einsehen. Vereinbaren 
Sie dazu bitte einen Termin unter der E-Mailadresse klaus. 
bichlmayer@muenchen.de bzw. Telefonnummer 2 33-2 15 46.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 München, 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage 
muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt München) 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben,  
der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

– �Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Widerspruchs-
verfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch ein-
zulegen.

– �Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elektro-
nischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter  
www.vgh.bayern.de.

– �Eine Anfechtungsklage eines Dritten (Nachbarn) gegen  
diese Baugenehmigung hat keine aufschiebende Wirkung  
(§ 212 a Abs. 1 BauGB). 
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Es besteht jedoch die Möglichkeit beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München (Anschrift s.o.) die Anordnung der 
aufschiebenden Wirkung zu beantragen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 
VwGO). Der Antrag muss den Antragsteller, die Antragsgeg-
nerin (in Ihrem Fall die Landeshauptstadt München) und den 
Gegenstand des Antrages bezeichnen. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben 
werden. Gegebenenfalls soll die angefochtene Verfügung in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Antrags-
schrift sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO).

– �Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Ver-
waltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebühren-
vorschuss zu entrichten. 

München, 28. September 2017	� Landeshauptstadt 		
München 
Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung 
HA IV – Lokalbaukommission

BEKANNTMACHUNG
über die Ausübung des Stimmrechts  
und Erteilung von Abstimmungsscheinen  
für den Bürgerentscheid „Raus aus der Steinkohle!“
in der Landeshauptstadt München am 5. November 2017

1.	� Das Stimmrecht kann nur ausüben, wer in ein Bürgerver-
zeichnis eingetragen ist oder einen Abstimmungsschein hat.

2.	� Wer das Bürgerverzeichnis für unrichtig oder unvollstän-
dig hält, kann vom Sonntag, 16. Oktober, bis Freitag,  
20. Oktober 2017, Beschwerde einlegen. Die Beschwerde 
kann schriftlich oder zur Niederschrift unter Angabe des 
Familiennamens, des Vornamens, des Tages der Geburt 
sowie der Meldeanschrift im Wahlamt der Landeshaupt-
stadt München, Ruppertstraße 19, Zimmer 3110, 80337 
München, zu den in Nr. 15 dieser Bekanntmachung ange-
gebenen Öffnungszeiten eingelegt werden.

3.	� Stimmberechtigte, die im Bürgerverzeichnis eingetragen 
sind, erhalten bis spätestens 15. Oktober 2017 eine  
Abstimmungsbenachrichtigung mit einem Vordruck für  
einen Antrag auf Erteilung eines Abstimmungsscheines. 
Wer keine Abstimmungsbenachrichtigung erhalten hat, 
aber glaubt, stimmberechtigt zu sein, muss Beschwerde 
gegen das Bürgerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Ge-
fahr laufen will, dass er sein Stimmrecht nicht ausüben 
kann.

4.	� Wer in einem Bürgerverzeichnis eingetragen ist und keinen 
Abstimmungsschein besitzt, kann nur in dem Stimmbezirk 
abstimmen, in dessen Bürgerverzeichnis er geführt wird.

5.	� Wer einen Abstimmungsschein besitzt, kann das 
Stimmrecht ausüben 
 
5.1. �durch Stimmabgabe in jedem Stimmbezirk  

der Landeshauptstadt München oder

5.2. durch Briefabstimmung.

6.	 Einen Abstimmungsschein erhalten auf Antrag

6.1.	�Stimmberechtigte, die im Bürgerverzeichnis eingetragen 
sind

6.2.	�Stimmberechtigte, die im Bürgerverzeichnis nicht einge-
tragen sind, wenn

	 6.2.1.  �sie nachweisen, dass sie ohne Verschulden die An-
tragsfrist für die Eintragung in das Bürgerverzeich-
nis oder die Beschwerdefrist wegen der Richtigkeit 
und der Vollständigkeit des Bürgerverzeichnisses 
versäumt haben, oder

	 6.2.2.  �ihr Stimmrecht erst nach Ablauf der in Nr. 6.2.1 ge-
nannten Antrags- und Beschwerdefrist entstanden 
ist, oder

	 6.2.3.  �ihr Stimmrecht im Beschwerdeverfahren festge-
stellt worden ist und sie daher nicht in einem Bürger-
verzeichnis eingetragen sind.

7.  �Der Abstimmungsschein kann bis zum Freitag, 3. Novem-
ber 2017, 12.00 Uhr, in dem der Wohnanschrift entspre-
chenden Wahlbüro oder einem der anderen Wahlbüros 
(siehe Nr. 13) oder beim Wahlamt, Postfach 81038 München, 
schriftlich, elektronisch (www.briefwahl-muenchen.de) oder 
mündlich (nicht aber telefonisch) beantragt werden. Der 
mit der Abstimmungsbenachrichtigung übersandte Vor-
druck kann als Antrag verwendet werden. Bei nachgewie-
sener plötzlicher Erkrankung kann der Antrag auch noch 
bis zum Abstimmungstag 15.00 Uhr, im Kreisverwaltungs-
referat, Wahlamt, Ruppertstr. 19, EG, Wartezone 02, Tür 1, 
gestellt werden.

8.  �Wer den Antrag für einen Anderen stellt, muss durch 
Vorlage einer schriftlichen gesonderten Vollmacht 
nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Behinderte 
Stimmberechtigte können sich bei der Antragstellung der 
Hilfe einer anderen Person bedienen.

9.  �Die Stimmberechtigten erhalten mit dem Abstimmungs-
schein

	 • einen Stimmzettel,

	 • einen Umschlag für den Stimmzettel,

	 • �einen hellroten Abstimmungsbriefumschlag für den Ab-
stimmungsschein mit der Anschrift, an die der Abstim-
mungsbrief zu übersenden ist, und den Abstimmungs-
umschlag sowie

	 • ein Merkblatt für die Briefabstimmung.

10. �Der Abstimmungsschein und die Briefabstimmungsunter-
lagen werden den Stimmberechtigten zugesandt. Sie  
können auch an die Stimmberechtigten persönlich ausge-
händigt werden. Anderen Personen als den Stimmbe-
rechtigten dürfen der Abstimmungsschein und die Brief
abstimmungsunterlagen nur ausgehändigt werden, wenn 
die Berechtigung zum Empfang durch Vorlage einer 
schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird. Von der 
Vollmacht darf nur Gebrauch gemacht werden, wenn die 
bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Stimmbe-
rechtigte vertritt; dies hat sie der Landeshauptstadt 
München vor der Aushändigung der Unterlagen schriftlich 
zu versichern. Die bevollmächtigte Person muss bei Abho-
lung der Unterlagen das 16. Lebensjahr vollendet haben; 
auf Verlangen hat sie sich auszuweisen. Kann eine stimm-
berechtigte Person infolge einer Behinderung weder die 
Unterlagen selbst abholen noch einem Dritten eine Voll-
macht erteilen, darf sie sich der Hilfe einer Person ihres 
Vertrauens bedienen. Diese hat unter Angabe ihrer Perso-
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Wahlbüro Stadtbezirke Zugang
barrierefrei für

Bezirksinspektion 
West
Landsberger 
Str. 486
EG, Raum 040, 
Altbau

  9 �Neuhausen-
Nymphenburg

21 �Pasing- 
Obermenzing

22 �Aubing- 
Lochhausen-
Langwied

23 �Allach-Unter-
menzing

25 Laim 

Rollstuhlfahrende 
Gehbeeinträchtigte 
Sehbeeinträchtigte 
Blinde
kognitiv
Beeinträchtigte

Kreisverwaltungs-
referat, Wahlamt
Ruppertstr. 19
EG, Wartezone 02

alle Stadtbezirke 
1 – 25

Rollstuhlfahrende 
Gehbeeinträchtigte 
Sehbeeinträchtigte 
Blinde
kognitiv
Beeinträchtigte

Bei Bedarf können bei den o.g. Wahlbüros auch Stimm
berechtigte aus anderen Stadtbezirken Briefabstimmungs-
unterlagen beantragen.

14.	� Die Wahlbüros und das Wahlamt sind in der Zeit vom  
16. Oktober bis 3. November 2017 wie folgt geöffnet:

Montag, Mittwoch (außer 1.11.17)	 7.30 – 15.00 Uhr 
Dienstag (außer 31.10.17)	 8.30 – 18.00 Uhr 
Donnerstag	 8.30 – 15.00 Uhr 
Freitag	 7.30 – 12.00 Uhr

15. �Vor diesem Zeitraum können Briefabstimmungsunterlagen, 
vorausgesetzt alle erforderlichen Unterlagen stehen zur 
Verfügung, frühestens in der Zeit vom 2. bis 13. Oktober 
2017 ausschließlich im Wahlamt zu folgenden Öffnungs-
zeiten beantragt werden:

– �Montag, Mittwoch	 7.30 – 12.00 Uhr
– ��Dienstag	 8.30 – 12.00 Uhr 

und                                                         14.00 – 18.00 Uhr
– �Donnerstag	 8.30 – 15.00 Uhr
– �Freitag	 7.30 – 12.00 Uhr

München, den 10. Oktober 2017	 Landeshauptstadt München
		  Kreisverwaltungsreferat 

		  gez.
		�  Dr. Böhle 
		  berufsmäßiger Stadtrat

Bürgerversammlung des 10. Stadtbezirkes –  
Moosach am 19.10.107

Auf Anregung des Bezirksausschusses 10 – Moosach teile  
ich mit, dass am Donnerstag, den 19.10.2017 um 19.00 Uhr  
in der Aula der Grundschule an der Welzenbachstraße 12,  
80992 München, die Bürgerversammlung des 10. Stadtbezir-
kes – Moosach stattfindet.

Die Leitung der Bürgerversammlung wird Herr Stadtrat  
Manuel Pretzl übernehmen.

nalien glaubhaft zu machen, dass sie entsprechend dem 
Willen der stimmberechtigten Person handelt.

11.	� Verlorene Abstimmungsscheine werden nicht ersetzt. Ver-
sichert eine stimmberechtigte Person glaubhaft, dass ihr 
der beantragte Abstimmungsschein nicht zugegangen ist, 
kann ihr bis zum 3. November 2017, 12.00 Uhr, ein neuer 
Abstimmungsschein erteilt werden. Die Ausstellung die-
ses Ersatzabstimmungsscheines erfolgt in jedem Wahl
büro (vgl. Nr. 13).

12.	� Bei der Briefabstimmung müssen die Stimmberechtigten 
den Abstimmungsbrief mit dem Stimmzettel und dem Ab-
stimmungsschein so rechtzeitig an die angegebene Stelle 
zurücksenden, dass der Abstimmungsbrief dort spätes-
tens am Abstimmungstag bis 18.00 Uhr eingeht. Der 
Abstimmungsbrief kann auch in den Wahlbriefkästen des 
Kreisverwaltungsreferates, Ruppertstr. 19, und der Wahl-
büros in den Bezirksinspektionen Nord, Ost und West so-
wie in den Sonderbriefkasten am Rathaus, Marienplatz 8, 
eingeworfen werden. 
 
Nähere Hinweise darüber, wie die Briefabstimmung aus-
zuüben ist, ergeben sich aus dem Merkblatt für die Brief
abstimmung.

13.	� Anschriften und Öffnungszeiten des Wahlamtes und der 
Wahlbüros

Wahlbüro Stadtbezirke Zugang
barrierefrei für

Bezirksinspektion
Mitte	
Tal 31, 2. OG, 
Raum 201

  1  �Altstadt-Lehel
  2  �Ludwigsvor-

stadt-Isarvor-
stadt

  3  Maxvorstadt

Rollstuhlfahrende 
Gehbeeinträchtigte 
Sehbeeinträchtigte 
Blinde
kognitiv
Beeinträchtigte

Bezirksinspektion 
Nord
Hanauer Str. 56
2. OG, Raum 29

  4 �Schwabing-West
10 Moosach
11 �Milbertshofen- 

Am Hart
12 �Schwabing- 

Freimann
24 �Feldmoching- 

Hasenbergl

Rollstuhlfahrende 
Gehbeeinträchtigte 
Sehbeeinträchtigte 
Blinde
kognitiv
Beeinträchtigte

Bezirksinspektion
Ost
Eingang  
Friedenstr. 40, EG, 
Raum 0.421

  5 Au-Haidhausen
13 Bogenhausen
14 Berg am Laim
15 Trudering-Riem
16 �Ramersdorf- 

Perlach

Rollstuhlfahrende 
Gehbeeinträchtigte 
Sehbeeinträchtigte 
Blinde
kognitiv
Beeinträchtigte

Bezirksinspektion
Süd
Implerstr. 9
3. OG, Raum
B 306/B 307

  6 Sendling
  7 �Sendling- 

Westpark
  8 �Schwanthaler

höhe
17 �Obergiesing- 

Fasangarten
18 �Untergiesing-

Harlaching
19 �Thalkirchen-

Obersendling-
Fürstenried- 
Forstenried- 
Solln

20 Hadern

Gehbeeinträchtigte 
Sehbeeinträchtigte 
Blinde
kognitiv
Beeinträchtigte
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Bürgerversammlung  
des 3. Stadtbezirkes – Maxvorstadt am 19.10.2017

Auf Anregung des Bezirksausschusses 3 – Maxvorstadt teile 
ich in Vertretung des Herrn Oberbürgermeisters mit, dass am 
Donnerstag, den 19.10.2017 um 19.00 Uhr in der Kirche  
St. Markus, Gabelsbergerstraße 6, 80333 München, die Bürger-
versammlung des 3. Stadtbezirkes – Maxvorstadt stattfindet.

Die Leitung der Bürgerversammlung wird Frau Stadträtin  
Dr. Evelyne Menges übernehmen.

Bürgerversammlung  
des 20. Stadtbezirkes – Hadern am 17.10.2017
Az.: D-ll-BA 1153 I 20-17

Auf Anregung des Bezirksausschusses 20 – Hadern teile ich 
in Vetretung des Oberbürgermeisters mit, dass am Dienstag, 
den 17.10.2017 um 19.00 Uhr in der Turnhalle der Schule an 
der Blumenauer Straße 11, 80689 München, die Bürgerver-
sammlung des 20. Stadtbezirkes – Hadern stattfindet.

Die Leitung der Bürgerversammlung wird Frau Stadträtin  
Dr. Evelyne Menges übernehmen.

Nichtamtlicher Teil

Buchbesprechungen

Selle, Dirk v. und Rainer Huth: Gesetz über das gerichtli-
che Verfahren in Landwirtschaftssachen (LwVG).  
Kommentar. – München: Beck, 2017. XVI, 400 S.  
ISBN 978-3-406-68928-4; € 89.–

Das Gesetz über das gerichtliche Verfahren in Landwirt-
schaftssachen (LwVG) beinhaltet zahlreiche spezielle Verfah-
rensregeln, die in Verfahren vor dem Landwirtschaftsgericht 
zu beachten sind.
Der neue Kommentar aus der gelben Reihe des Beck-Verlages 
erläutert prägnant das Gesetz über das gerichtliche Verfahren 
in Landwirtschaftssachen (LwVG) und dessen Verzahnung mit 
FamFG und ZPO. Im Vordergrund der Kommentierung steht 
der Praxisbezug. Die umfangreiche Rechtsprechung und die 
vielfältige Literatur wurde von den beiden Richtern des Land-
wirtschaftssenats am OLG Brandenburg sorgfältig ausgewertet.

Sozialgerichtsgesetz. Kommentar. Begr. v. Jens Meyer-
Ladewig. Bearb. von Wolfgang Keller, Stephan Leitherer 
und Benjamin Schmidt. – 12., neubearb. Aufl. – München: 
Beck, 2017. XXV, 1671 S. ISBN 978-3-406-70634-9; € 95.–

Der bewährte Praktiker-Kommentar zum Sozialgerichtsgesetz 
(SGG) erläutert knapp und verständlich das gesamte sozial
gerichtliche Verfahren und enthält Hinweise auf Parallelvor-
schriften in anderen Verfahrensordnungen, wie z.B. Zivilpro-
zessordnung und Arbeitsgerichtsordnung. 
Die Neuauflage ist in Gesetzgebung, Rechtsprechung und  
Literatur auf dem Stand von Januar 2017 und berücksichtigt 
u.a. das EU-KontopfändungsVO-Durchführungsgesetz, das 
Gesetz zur Änderung des Sachverständigenrechts und zur 
weiteren Änderung des Gesetzes über das Verfahren in Fami-
liensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit; das Vergaberechtsmodernisierungsgesetz; das 
Fünfte SGB IV-Änderungsgesetz; das Gesetz zur Änderung 
des AsylbLG und des SGG.
Der Band ist zur Zweiten Juristischen Staatsprüfung in Berlin/
Brandenburg zugelassen.

Simplex sigillum veri. Festschrift für Wolfgang Krüger 
zum 70. Geburtstag. Hrsg. v. Christian Hertel, Stephan 
Lorenz und Christina Stresemann. – München: Beck, 
2017. XIII, 567 S. ISBN 978-3-406-71462-7; € 229.–

Die Festschrift würdigt Wolfgang Krüger, zuletzt Vorsitzender 
Richter am Bundesgerichtshof, zu seinem 70. Geburtstag.  
Der Jubilar wurde am 4. Juli 1947 in Dortmund geboren. Sein 
Studium der Rechtswissenschaften absolvierte er in Freiburg 
und Münster. Ab 1975 arbeitete Wolfgang Krüger als wissen-
schaftlicher Assistent an dem von Bertold Kupisch geleiteten 
Institut für Römisches Recht. 1978 promovierte Wolfgang  
Krüger zum Thema „Erwerbszurechnung kraft Status“. Seine 
Richterkarriere begann der Jubilar beim Landgericht Dort-
mund und führte über das Oberlandesgericht Hamm und dem 
nordrhein-westfälischen Justizministerium zum Bundesge-
richtshof.
Seit 1981 ist Wolfgang Krüger als Lehrbeauftragter aktiv und 
liest heute noch  an der Universität Bonn. Der Jubilar ist der 
„Juristischen Studiengesellschaft“ Karlsruhe verbunden,  
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deren Vorsitzender er 2003 – 2007 war. 
Die über 40 Beiträge der Festschrift thematisieren folgende 
Aspekte:
–� �Rechtsgeschichte
–� �Materielles Zivilrecht und Internationales Privatrecht
–� �Zivilprozessrecht und Gerichtsverfassungsrecht
–� �Öffentliches Recht und Verfassungsrecht.
Die Bibliographie zeigt die publizistischen Aktivitäten von 
Wolfgang Krüger, die neben einem Lehrbuch auch die Mit
arbeit beim Münchener Kommentar zum BGB und zahlreiche 
Aufsätze umfassen.

Gamisch, Annett und Thomas Mohr: Eingruppierung 
TVöD-VKA in der Praxis. Die neue Entgeltordnung. Ein-
stieg in die neuen Eingruppierungsregeln. - Regensburg: 
Walhalla, 2017. 198 S. ISBN 978-3-8029-1585-7; € 29,95.

Seit dem 01.01.2017 gelten neue Eingruppierungsregeln für 
die Kommunen. Grundlegende Verfahrensfragen regeln die  
§§ 12 und 13 TVöD-VKA. Deren Ausgestaltung durch die neue 
Entgeltordnung dazu findet sich in der Anlage 1. Mit der neu-
en Entgeltordnung ist auch die Tarifreform für den kommuna-
len Bereich abgeschlossen. Inhaltlich haben die Tarifvertrags-
parteien an den Grundprinzipien des alten 
Eingruppierungsrechts festgehalten. 
Der Band bietet einen kurzen Überblick über die Grundregeln 
zur Eingruppierung und dem Aufbau der Entgeltordnung. Es 
wird die Auslegung der Allgemeinen Tätigkeitsmerkmale für 
handwerkliche und verwaltende Tätigkeiten vorstellt und Hilfe-
stellung gegeben beim Ermitteln der konkreten Eingruppie-
rung.
Auch die Differenzierung in die Entgeltgruppen 9a, 9b und 9c 
wird behandelt. 

Bitburger Gespräche. Jahrbuch 2016. Hrsg. von der Stif-
tung Gesellschaft für Rechtspolitik, Trier und dem Institut 
für Rechtspolitik an der Universität Trier. – München: 
Beck, 2017. 131 S. ISBN 978-3-406-69658-9 ; € 89.–

Die Bitburger Gespräche setzten sich 2016 mit dem Thema 
„Schiedsgerichtsbarkeit und private Justiz. Rechtspolitische 
Herausforderungen“ auseinander.
Burkhard Hess gab eine Einführung zum Tagungsgegenstand. 
Thomas Pfeiffer beleuchtete den Aspekt „Funktion, Bedarf 
und Legitimität einer nicht-staatlichen Schiedsgerichtsbar-
keit“. Fabian Wittreck sprach über „Verfassungsrechtliche  
(und unionsrechtliche) Rahmenbedingungen privater Justiz“. 
Francesca Mazza referierte zum Thema „Schiedsgerichtsbar-
keit jenseits des Staates“, während Christian Duve zum Thema  
„Muss die deutsche Justiz die Rechtsprechung des Schwei-
zerischen Bundesgerichts korrigieren?“ Stellung bezog. „Die 
Arbeit am 10. Buch der ZPO“ stand im Mittelpunkt der Aus-
führungen von Peter F. Schlosser. Der Beitrag von Patricia Na-
cimiento stand unter der Überschrift „If it ain’t broke, don’t fix 
it“. Schließlich hielt Horst Eidenmüller ein Plädoyer für die On-
line-Verbraucher(schieds)gerichtsbarkeit.

Münchener Anwaltshandbuch Urheber- und Medien-
recht. Hrsg. von Peter Raue und Jan Hegemann. –  
2., überarb. und erw. Aufl. - München: Beck, 2017. XXXVII, 
1232 S. ISBN 978-3-406-69219-2; € 179.–

Der Band aus der Reihe „Münchener Anwaltshandbuch“ aus 
dem Beck-Verlag erläutert das Urheber- und Medienrecht. Die 
Gliederung und der Aufbau des Werkes orientieren sich an 
den Anforderungen, die die Berufsordnung der Rechtsanwälte 
an die Fachanwälte für Urheber- und Medienrecht stellt. 
Erfahrene Praktiker informieren über vielfältige Einzelthemen, 
dabei achten sie auf eine vernetzte Darstellung. Die Aspekte 
reichen u.a. vom Urheber- und Urhebervertragsrecht, über 
Verlagsrecht, Recht der öffentlichen Wort- und Bildberichter-
stattung, Telemedien- und Telekommunikationsrecht bis hin 
zum Recht der Unterhaltungs- und Kulturveranstaltungen, 
dem Medienarbeits- und Sozialrecht sowie dem Verfahrens-
recht.
Die Neuauflage berücksichtigt hochaktuelle Themen wie das 
reformierte Leistungsschutzrecht, die rechtlichen Entwicklun-
gen im Bereich des Internets und der sozialen Netzwerke so-
wie das Online-Streaming. Das neue Urhebervertragsrecht 
und das Kulturgutschutzgesetz sind eingearbeitet.
Im systematischen Zusammenhang werden Formulierungshil-
fen und Muster für die Anfertigung von Schriftsätzen sowie 
Checklisten zur Abwicklung komplexer Problembereiche an-
geboten.
Ein sehr differenziertes Inhaltsverzeichnis und ein Sachregister 
erschließen das Handbuch.

Arbeitsrechtliches Formular- und Verfahrenshandbuch. 
Begründet von Günter Schaub. Bearb. von Peter Schra-
der ...  -  12., neu bearb. Aufl. - München: Beck, 2017. 
XXVI, 1005 S.  ISBN 978-3-406-70290-7; € 99.- 

Das arbeitsrechtliche Formular- und Verfahrenshandbuch ist 
die praxisgerechte Ergänzung zum Arbeitsrechts-Handbuch. 
Es enthält Formulare, Mustertexte und einzelne Klauseln im 
Bereich Individualarbeitsrecht, Kollektivarbeitsrecht mit Be-
triebsverfassungsrecht sowie Muster zur Vorlage bei Gericht 
aller Instanzen, zur Zwangsvollstreckung und zu gerichtlichen 
Verfügungen. Alle Klauseln sind individuell kombinierbar und 
über den Online-Zugang verfügbar. Ausführliche Erläuterun-
gen und Hinweise unterstützen den Gebrauch der Formular-
sammlung. Hinweise auf die neue Rechtsprechung und Lite-
ratur sind eingearbeitet. 
Ein ausführliches Inhaltsverzeichnis und das detaillierte Sach-
register erschließen die Formularsammlung.

Thomsen, Iris: Crashkurs Einnahme-Überschussrech-
nung. Für Freiberufler und Selbstständige. –  
13. Aufl. – Freiburg im Breisgau: Haufe, 2017. 287 S.  
ISBN 978-3-648-09276-7; € 29,95.

Freiberufler und Selbstständige müssen jährlich ihren Gewinn 
ermitteln und die Einnahme-Überschussrechnung für die 
Steuererklärung neu erstellen. Die Autorin mit langjähriger Er-
fahrung in Steuerberaterkanzleien informiert über die prakti-
sche Vorgehensweise von der Belegsammlung bis zur fertigen 
Einnahme-Überschussrechnung (EÜR). Beispiele und Praxis-
tipps helfen bei der Umsetzung.
Im Mittelpunkt des Bandes stehen die Themen
– �Belege erfassen, buchen und in die richtigen Felder der An-

lage EÜR eintragen
– ��Betriebseinnahmen und -ausgaben rechtssicher ansetzen.
Der Band ist aktualisiert, u.a. wurden das Bilanzrichtlinienum-
satzgesetz (BilRUG) sowie alle steuerrechtlichen Änderungen 
zur Kleinunternehmerregelung, 10-Tages-Frist, Auto, Reise-
kosten und Arbeitszimmer eingearbeitet. 
Der Band wird durch Online-Arbeitshilfen (Formulare, Tabellen 
und Übersichten) ergänzt, deren Nutzung nach einer Registrie-
rung mit dem Buchcode möglich ist.
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Das Werk ist eine Gesamtdarstellung des erforderlichen Wis-
sens für das Erste Juristische Examen aus allen Gebieten des 
Öffentlichen Rechts. Durch die Behandlung aller Teilbereiche 
werden Zusammenhänge verdeutlicht. Ein Schwerpunkt wur-
de auf die Beherrschung von Strukturen und der Systematik 
gelegt, die es ermöglicht, auch „unbekannte“ Fälle zu lösen. 
Gesetzesänderungen sowie die neueste Rechtsprechung ins-
besondere des BVerfG und des EuGH, sind in die Neuauflage 
eingearbeitet.

Bauträgerhaftung. Konsequenzen der aktuellen Recht-
sprechung. 16. Weimarer Baurechtstage. Hrsg. vom 
Evangelischen Bundesverband für Immobilienwesen in 
Wissenschaft und Praxis. - München: Beck, 2017. V,  
165 S. (Partner im Gespräch; 104) ISBN 978-3-406-71092-6; 
€ 89.-

Der Tagungsband dokumentiert die Vorträge der 16. Weimarer 
Baurechtstage mit dem Schwerpunktthema „Bauträgerhaf-
tung“. 
Der Bauträgervertrag soll als eigener Vertragstyp zum 
1.1.2018 in den §§ 650u ff. BGB eingefügt werden. Der  Bau-
trägervertrag und Haftungskonsequenzen wurden ebenso 
thematisiert wie die Abnahme des Gemeinschaftseigentums; 
Änderungen von Bauleistung, Aufteilung und Gemeinschafts-
ordnung durch den Bauträger; Vereinbarung einer minderwer-
tigen Leistung und die BauGB-Novelle 2017. 
Zudem enthält der Band ausführliche Beiträge zur höchstrich-
terlichen Rechtsprechung zum Architekten- und Ingenieur-
recht sowie zwei Fälle des BGH zum zivilen Baurecht aus 
2016/2017.

Güroff, Georg, Johannes Selder und Ludwig Wagner:  
Gewerbesteuergesetz. Kommentar. – 9., völlig  
neubearb. Aufl. - München: Beck, 2017. XXIV, 1243 S.  
ISBN 978-3-406-68871-3; € 99.–

Der kompakte Gewerbesteuer-Kommentar erläutert prägnant 
das Gewerbesteuerrecht sowie alle Vorschriften mit Schnitt-
stellen zum GewStG.
Besonders umfangreich ist die Kommentierung der Kernvor-
schriften der §§ 2 und 7 Gewerbesteuergesetz mit den Quer-
bezügen zum Einkommensteuergesetz und zum Körper-
schaftsteuergesetz (Gewinnermittlungsvorschriften). Weitere 
Schwerpunkte sind die gesonderte Erläuterung der Vorgänge 
nach dem UmwStG und UmwG sowie die steuer-, gesell-
schafts- und handelsrechtliche Darstellung der verschiedenen 
Gesellschaftsformen. Die Erläuterung der Steuerbefreiungen 
nach § 3 GewStG erfolgt mit einer eingehenden Darstellung 
des Gemeinnützigkeitsrechts.
Eine Reihe von Erläuterungen werden in ABC-Form durch
geführt.
Die Neuauflage bringt den „Glanegger/Güroff“ auf den aktuel-
len Rechtsstand. Berücksichtigt ist u.a. das KroatienAnpG, 
das ZollkodexAnpG, die Steueränderungen 2015, das BEPS-
UmsG, u.a. mit dem neuen § 7a GewStG und das Gesetz zur 
Weiterentwicklung der steuerlichen Verlustrechnung bei Kör-
perschaften.

Frenz, Walter: Öffentliches Recht. Eine nach  
Anspruchszielen geordnete Darstellung zur Examensvor-
bereitung. – 7., neu bearb. Aufl. – München: Vahlen, 2017. 
XXXII, 448 S. (Academia iuris; Examenstraining)  
ISBN 978-3-8006-5424-6; € 28,90.
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